
NACHRICHTEN PHILIPPINEN

Kurzmeldungen

Mit Gefängnisstrafen von 
12 bis 32 Jahren wurden 81 
Soldaten, darunter zwölf Offi­
ziere bestraft, die sich an dem 
Putschversuch vom August 
1987 beteiligt hatten, Sie er­
hielten damit die bisher här­
testen Strafen im Zusam­
menhang mit einem Putsch,
Über 200 Soldaten, die an 

dem Putschversuch im Okto­
ber in Mindanao beteiligt wa­
ren, sind entlassen worden.

vgl. PND 21.1.91

Gefängnisstrafen von 144 
Jahren wurden von einem 
Gericht in Bohol gegen zwei 
Guerillakämpfer der NPA 
ausgesprochen, die der Tö­
tung von acht Soldaten über­
führt worden waren, vgl. DG

28.1.91

Der Anführer der Militärre­
bellenorganisation YOU 
(Young Officer’s Union), Ma­
jor Abraham Purugganan und 
Victor Batac, Propaganda­
chef der RAM (Revolutionaly 
Alliance of the Masses) sind in 
Manila verhaftet worden.

vgl. PND 18.2.91

Die Abfüllbetriebe von Co­
ca Cola und Pepsi Cola in Da- 
vao sind von der Umweltbe­
hörde DENR (Department of 
Environment and Natural Re­
sources) wegen Mißachtung 
der Abwasservorschriften ge­
schlossen worden. Seit mehr 
als zehn Jahren leiten die Be­
triebe ihr Schmutzwasser in 
den Golf von Davao bzw. in 
den Fluß Talamo. Der Bürger­
meister von Davao entzog 
beiden Firmen die Betriebs­
erlaubnis.

vgl. MC 24. u. 27.1.91

Dementiert hat die Kommu­
nistische Partei der Philippinen 
(CPP) Berichte des Militärs, 
wonach sie eine Allianz mit Mili­
tärrebellen geschlossen haben 
soll. Nicht einen Putsch, son­
dern die Volksrevolution stre­
be sie weiterhin an, um die Re­
gierung zu stürzen. Die Mitlitär- 
rebellen seien keine potentiel­
len Verbündeten, solange sie 
proimperialistische und faschi­
stische Positionen vertreten, 
so die CCP. vgl. PDI 3.12.90

Dreißigtausend Menschen 
haben sich im Dezember einer 
Menschenkette entlang der

Einigung mit IWF über 

Stabilisierungsprogramm 
- Details geheim

Ende Januar haben die philip­
pinische Regierung und der In­
ternationale Währungsfonds 
(IWF) sich auf einen neuen Stabi­
lisierungsplan geeinigt. Für die 
Laufzeit von 18 Monaten werden 
die Philippinen Standby-Kredite 
in Höhe von 375,3 Millionen Dol­
lar erhalten. Zum Vergleich mit 
früheren IWF-Krediten ist diese 
Summe deutlich niedriger. Mit 
der Verabschiedung des Ab­
kommens durch den IWF-Vor- 
stand sollen auch bereits zuge­
sagte, aber bisher blockierte 
Gelder aus anderen offiziellen 
und kommerziellen Quellen in 
Höhe von mindestens 715 Millio­
nen Dollar freigegeben werden.
Bisher weigert sich die Regie­

rung, Details aus dem vereinbar­
ten Wirtschaftsprogramm zu 
veröffentlichen, nicht einmal der 
Senat wurde über Einzelheiten 
informiert. Es ist jedoch offen­
sichtlich, daß es sich vor allem 
um weitere Spar-und Stabilisie­
rungsmaßnahmen handeln dürf­
te. In den vergangenen Monaten 
hatte ein Preisschock durch Öl­

preiserhöhungen von zunächst 
30 und später nochmals 32 Pro­
zent, die auf Forderungen des 
IWF zurückgingen, zu über­
durchschnittlichen Teuerungen, 
einer Inflationsrate von 11 Pro­
zent und erbitterten Streiks ge­
führt. Hauptziel der Vereinba­
rungen mit dem IWF sind die 
Verringerung des Defizits im öf­
fentlichen Dienst sowie der völli­
ge Abbau von Ölpreissubventio­
nen. Für 1991 wird ein Wachs­
tum von zwei, für 1992 von vier 
Prozent angestrebt. Gewerk­
schaften und Basisorganisatio­

nen wie die „Freedom from Debt 
Coalition“ (FDC) protestierten 
gegen das Abkommen und die 
daraus zu erwartenden Steuer- 
und Preiserhöhungen. Zehn von 
23 Senatoren haben bereits ihre 
Opposition zu dem Maßnah­
menpaket angekündigt. Die Re­
gierung ist entschlossen, gege­
benenfalls auch das Parlament 
zu umgehen, um die Maßnah­
men durchzusetzen, so soll die 
Präsidentin von ihrem Vetorecht 
bei der Budgetverabschiedung 
Gebrauch machen.
Aus Japan hat die philippini­
sche Regierung umfangreiche 
Kreditzusagen erhalten. Bereits 
im November waren 200 Millio­
nen Dollar Erdbebenhilfe zuge­
sagt worden. Ende Januar kün­
digte Tokio 280 Millionen Dollar 
zur Meisterung der Wirtschafts­
probleme durch den Golfkonflikt 
an und 358 Millionen für Ent­
wicklungsprogramme und ver­
sprach, bei der nächsten Sitzung 
für das „Philippine Assistance 
Program“ (PAP) nochmals Kredi­
te zur Verfügung zu stellen. Die­
ses Kreditpaket ist das bisher 
umfangreichste, das Japan je 
den Philippinen in Aussicht ge­
stellt hat. Diese massive Unter­
stützung für Manila ist vor allem 
durch strategische Überlegun­
gen motiviert, wie aus einem ja­
panischen Papier hervorgeht, 
das die Bedeutung für die ganze 
Region betont.

vgl. PND 10.12.90; 18.2.91; FEER
31.1.91

Versuche zum 
Krisenmanagement
Eine Kabinettsumbildung, ein 

Sparplan für die Regierungsbü­
rokratie sowie diverse Wirt­
schaftsmaßnahmen und Initiati­
ven auf dem Schuldensektor,

das sind neben dem Abkommen 
mit dem Internationalen Wäh­
rungsfonds die wichtigsten 
Schritte der Aquino-Regierung, 
die sich abzeichnende Rezes­
sion aufzuhalten. Zum Jahresen­
de ersetzte die Präsidentin drei 
Minister und kündigte an, die 
aufgeblähte Regierungsbüro­
kratie auf ein effektives Maß zu­
rückzustutzen. So wird etwa die 
Zusammenlegung mehrerer Mi­
nisterien erwogen, rund 120 000 
Regierungsangestellte, das sind 
etwa 5 Prozent, werden ihren Ar­
beitsplatz verlieren.
Der geschäftsführende Mini­
ster (Executive Secretary) Cata- 
lino Macaraig stürzte über die 
von ihm mitverantwortete Öl­
preispolitik der Energiebehör­
den. Er wird durch den bisheri­
gen Transportminister Oscar Or- 
bos ersetzt. Handelsminister Jo­
se Conception, gegen den der 
Kongreß wegen des Verdachts 
persönlicher Bereicherung er­
mittelt, reichte seinen Rücktritt 
ein. Sein Ressort wird von Tou­
rismusminister Peter Garrucho 
zusätzlich übernommen, Ver­
kehrsminister Estuar wird er­
setzt durch Jose de Jesus.

Im Januar hat die Regierung 
ihre Subventionierung der 
Strompreise gestrichen, Preiser­
höhungen von 4-10 Prozent wer­
den erwartet. Auf alle Importe 
wird seit Jahresbeginn eine 
Steuer in Höhe von 9 Prozent er­
hoben, um Geld in die Regie­
rungskassen zu bringen. Der 
Schuldendienst an in- und aus­
ländische Gläubiger wird 1991 
gegenüber dem Vorjahr um 
knapp 20 Prozent auf 107,7 Mil­
liarden Pesos steigen und damit 
41,34 Prozent des Budgets ver­
schlingen. Bei einer Zinsrate von 
35 Prozent fallen zunehmend die

wichtigsten Straße in Nueva Eci- 
ja angeschlossen, um gegen 
Umweltzerstörung  zu
protestieren, vgl. MC 11.12.90

Aus dem Bondoc-Projekt zu­
rückgezogen haben sich zwei 
philippinische Bauern-NGOs. 
Auch nach dreijähriger Vorberei­
tungszeit seien keine wesentli­
chen Korrekturen vorgenom­
men worden, um die Erfolgs­
chancen des Projekts zu erhö­
hen, außerdem fehle als wichtige 
Voraussetzung weiterhin die 
Umsetzung der Landreform, be­
gründen sie ihren Schritt.
Senator Wigberto Tanada rief 

im Januar zu einem Waffenstill­
stand auf der Bondoc-Halbinsel 
auf, damit das Projekt realisiert 
werden könne. Ein Regierungs­

ausschuß werde die Errichtung 
einer sogenannten Friedenszo­
ne auf Bondoc diskutieren.

Scharf kritisiert hat das Exeku­
tivkomitee der Kommunisti­
schen Partei CPP die Aktionen 
der Stadtguerilla Alex Boncayao 
Brigade (ABB) während des Ge­
neralstreiks im Oktober. Mitglie­
der der Brigade hatten fünf Bus­
se in Brand gesetzt. Solche Ak­
tionen würden das Volk lediglich 
von der revolutionären Bewe­
gung entfremden, warnt das Par­
teiorgan.

vgl. PND 26.11.90

Reiche Erdgasvorkommen vor 
der Küste Palawans werden ab

März von Shell Niederlande 
und der US-Gesellschaft Occi­
dental Petroleum ausgebeutet 
werden. Die kommerzielle Nut­
zung soll 1997 beginnen. Zwar 
sind die Gasvorkommen aus­
reichend, um gut die Hälfte des 
philippinischen Energiebe­
darfs zu decken, eine Senkung 
der Energiepreise ist dadurch 
jedoch nicht in Sicht. Die Re­
gierung sicherte den Unter­
nehmen nämlich zu, daß das 
Gas auch an philippinische 
Käufer nur gegen harte Dollars 
abgegeben wird. Eine dafür nö­
tige Gesetzesänderung wird 
vom Kongreß zur Zeit beraten.

vgl. DG 24.11.90; MC 26.11. u.
2.12.90

vgl. DG 29.10.90; PDI 16.1.91
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Schulden bei einheimischen 
Geldgebern ins Gewicht Ende 
des Jahres hatte Präsidentin 
Aquino erstmals davon gespro­
chen, vom Diktator Marcos auf­
genommene Kredite, die nicht 
dem Volk zugute gekommen wa­
ren, nicht zurückzuzahlen. Das 
Justizministerium begann dar­
aufhin mit der Prüfung der recht­
lichen Voraussetzungen für ei­
nen Rückzahlungsstop bei 
sechs konkreten Krediten, dar­
unter dem für Atomkraftwerk 
Bataan. Große Hoffnungen setz­
te die Regierung auch auf Ver­
handlungen mit Marcos Witwe 
Imelda, die im November fünf 
Milliarden Dollar aus dem Fami­
lienvermögen als Entschädi­
gungszahlung anbot. Das Ge­
schäft wurde wegen heftiger 
Proteste jedoch fallengelassen, 
die Regierung hofft nun auf den 
Ausgang eines Erpressungspro­
zesses gegen Imelda in Los An­
geles, wo es ebenfalls um fünf 
Milliarden geht. Auch mit dem 
Marcos-Günstling Roberto Be- 
nedicto soll ein Handel ge­
schlossen werden: Gegen Zah­
lung von 1,2 Milliarden Pesos will 
die Regierung ihre Anklage ge­
gen ihn fallenlassen. Falls der 
Oberste Gerichtshof das Ab­
kommen billigt, wird Benedicto 
den Großteil seiner beschlag­
nahmten Akten und seine Wirt­
schaftsmacht zurückerhalten. 
vgl. FEER 8.11., 10. u. 27.12.90;
10.1., 17.1., 24.1., 7.2.91; AW

23.11.90; NZZ 10.11.90; PND 7.1., 
21.1., 18.2.91

Polizei organisatiorisch 
vom Militär getrennt
Neuer Generalstabschef
Seit Anfang des Jahres gibt es 
wieder eine vom Militär getrenn­
te philippinische Polizei, die PNP 
(Philippine National Police). Sie 
untersteht dem neu geschaffe­
nen „Department of Interior and 
Local Government“ (DILG). Di­
rektor der neuen Polizeitruppe 
ist der bisherige Chef der nun 
aufgelösten „Philippine Consta- 
bulary“ (PC), Cesar Nazareno. 
Die Abtrennung der Polizei vom 
Militärapparat erfüllt eine Klau­
sel der Verfassung von 1987, die 
eine zivile Polizei vorsieht. Dikta­
tor Marcos hatte die PC 1976 
dem Militär einverleibt und sie so 
der Kontrolle der lokalen Zivilbe­
hörden entzogen. Doch auch 
weiterhin wird es eine enge Zu­
sammenarbeit zwischen Polizei 
und Militär geben. Verteidi­
gungsminister Ramos äußerte 
bereits die Absicht, die PNP noch 
stärker in die Aufstandbekämp­
fung miteinzubeziehen. Perso­
nell werden alte PC und neue 
PNP ohnehin weitgehend iden­
tisch sein. Als Kontrollgremien 
sollen in jeder Stadt und in allen 
Wahlbezirken „People’s Law En- 
forcement Boards“ (Plebs) ge­
schaffen werden.

Golfkrieg: Unterstützung für USA - wenig Hilfe 
für philippinische Gastarbeiter im Krisengebiet

Nachdem noch im Dezember 
Diskussionen über die Nutzung 
der philippinischen US-Basen im 
Golfkonflikt die innenpolitische 
Landschaft bestimmt hatten, ist 
die Regierung inzwischen ein­
deutig in die Rolle des treuen 
Verbündeten der USA ge­
schlüpft. Offiziell werden die 
großen US-Basen Clark und 
Subic für logistische Aufgaben 
genutzt und spielten für den 
Truppenaufmarsch keine zen­
trale Rolle, doch wurden zahlrei­
che Schiffe und ihre Besatzun­
gen in Subic für ihren Einsatz am 
Golf vorbereitet. In einer Erklä­
rung kurz nach Kriegsbeginn un­
terstrich Präsidentin Aquino ihre 
volle Unterstützung für die mili­
tärischen Aktionen der USA und 
erntete dafür telefonisches Lob 
des US-Präsidenten. Die Regie­
rung hat bereits ein medizini­
sches Hilfsteam nach Saudi Ara­
bien geschickt und erwägt auch 
die Entsendung von Ingenieuren 
aus dem Militär für nichtkämpfe­
rische Einsätze. Bei einer Pro­
testkundgebung philippinischer

Muslime in Marawi City unter­
strich der Vize-Bürgermeister, 
daß die Präsidentin für ihre Poli­
tik der Parteinahme und Einmi­
schung nicht die Unterstützung 
der philippinischen Muslime ha­
be. Nach einem gescheiterten 
Bombenattentat in Manila wurde 
im Januar ein Iraker verhaftet 
und kurz darauf der irakische 
Botschafter des Landes verwie­
sen.
Die NDF (National Democratic 

Front) hat wiederholt mit einer 
„umfassenden politischmilitäri­
schen Offensive“ gegen die US- 
Basen gedroht, sollten diese für 
eine militärische Intervention am 
Golf genutzt werden. Die pro­
gressiven Massenorganisatio­
nen der Arbeiter und Bauern, 
KMU (Kilusang Mayo Uno) und 
KMP (Kilosang Magbubukid ng 
Pilippinas), verurteilten in Erklä­
rungen zum Golfkrieg die iraki­
sche Invasion Kuwaits, stärker 
jedoch die Intervention der USA. 
Der Gewerkschaftszusammen­
schluß KMU warnte die Regie­
rung davor, den Krieg als Anlaß

Biazon. aus: FEER, 3.1.91

Als Nachfolger für den in Ru­
hestand getretenen General Re- 
nato de Villa ernannte Präsiden­
tin Aquino seinen Stellvertreter 
General Rodolfo Biazon zum 
neuen Generalstabschef der Ar­
mee. Der umstrittene Biazon 
bleibt jedoch vermutlich nur bis 
April im Amt, wenn er selbst das 
Pensionsalter erreicht.
Auch das Militär ist von den Öl­
preiserhöhungen betroffen, so 
mußten angeblich die Kampf­
handlungen reduziert werden, 
um das Budget nicht zu über­
schreiten. Für 1991 wird ohnehin 
eine Etatkürzung erwartet. 
vgl. FEER 13.12.90 u. 3.1.91; PND

21.1.91

für neue Notstandsregelungen 
auf den Philippinen zu machen 
und forderte sie auf, sich intensi­
ver um die philippinischen Kon­
traktarbeiter im Mittleren Osten 
zu kümmern.
Entgegen Versicherungen der 

Regierungen, die Evakuierung 
von Filipinos aus dem Kriegsge­
biet gehe zügig voran, sind viele 
Kontraktarbeiter verbittert über 
die Vernachlässigung ihrer Be­
lange. Nur rund 10.000 der ins­
gesamt 110.000 an der Grenze 
zum Irak und Kuwait beschäftig­
ten Filipinos wurden evakuiert 
und das zumeist auf Kosten ihrer 
Arbeitgeber. Offizielle Politik der 
Regierung ist es, die Gastarbei­
ter aus dem Kriegsgebiet in 
Camps in Saudi Arabien zu brin­
gen und nicht in die Heimatlän 
der zurückzufliegen. Die Fremd 
arbeiterorganisation KAIBIGAN 
forderte die Regierung auf, ihre 
Politik des Arbeitskräfteexports 
als wichtigen Einkommensfaktor 
für die Volkswirtschaft zu über­
denken.

vgl. FR 21.1.91; FEER 
27.12.90, 31.1.91; PND 21.1., 18.2.91:
KMP Statement 1.2.91; KMU Statement 
18.1.91; Joint Cumminique of the NDF 
and the Arab Baath Socialist Party 

20.12.90

EINLADUNG

ZUR TEILNAHME 
AN EINEM WIRKLICH 

HISTORISCHEN EREIGNIS

Die jahrzehntelang verfolg­
ten & vertriebenen südafri­
kanischen Oppositionellen 
kehren aus den Exilländern 
zurück.

Das ist möglich gewor
den.

Nicht möglich ist bisher die 
Unterbringung dieser Men­
schen in zumutbaren Woh­
nungen.

In einem ersten Schritt sol­
len für die Betroffenen 10 
Fläuser als Unterkunft be­
schafft werden.

Medico hat seine Hilfe 
verbindlich zugesagt - 
und hofft auf hiesige Un
terstützung.

Spendenstichwort: 
„Rückkehrer-Südafrika“ 
Spendenkonto: 1800 
Frankfurter Sparkasse 
(BLZ 500 50102) oder 
Postgiro Köln 6999-508.

♦ ♦ ♦
Neue Broschüren: 
„INKATHA“ (Fakten, Daten, 
Hintergründe), 20 S. (4.-, incl. 
Porto in Briefmarken.)

MEDICO REPORT 12 „Die 
Rückgabe der geraubten Kul­
turgüter“, 3 - DM in Briefmar­
ken. ^
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